
vorl144.doc 

Universitätsstadt Tübingen Vorlage 144/2011 
Fachbereich Tiefbau / Erschließungsrecht   Datum 28.04.2011 

Albert Füger, Telefon: 2266  

Gesch. Z.: 9/ 902/Fü  
 

 
 

Beschlussvorlage 
 

 
zur Behandlung im: Gemeinderat 
  

Vorberatung im: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Verwaltung 
zur Kenntnis: Ortschaftsräte 
  

 

Betreff: 1. Globalberechnung Abwasserbeseitigung 
2. Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseiti- 
    tung (Abwassersatzung) - IV Abwasserbeitrag -  

  
Bezug:  

Anlagen: 3 

 
 

 

 
 

Hinweis: 

Bezeichnung: Anlage 1: Globalberechnung Abwasserbeseitigung – Stand Oktober 2010 

                    Anlage 2: Globalberechnung – Vergleich der Auswirkungen der unter- 
                                   schiedlichen Verteilungsmaßstäbe  

                    Anlage 3: Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwas- 

                                   serbeseitigung (Abwassersatzung) – Ziffer IV. Abwasserbei- 
                                   trag  

Anlage 1 wird an die Ortschaftsräte wegen des Umfangs nicht versandt. Einsichtnahme 

kann beim Fachbereich Tiefbau / Erschließungsrecht erfolgen. 

 
 

Beschlussantrag:  
1. Der als Anlage 1 beigefügten Globalrechnung von Büro Heyder und Partner wird im gesamten Um- 
    fang zugestimmt.   

    Folgende Festlegungen werden bestätigt bzw. beschlossen:  

   a) In der Abwasserbeseitigung wird die Erhebung von einheitlichen Beiträgen für das Gesamtgebiet  
       beschlossen. 

   b) In der Abwasserbeseitigung wird die Erhebung von Teilbeiträgen für den Entwässerungs- (Kanal)  

       und Klärbereich (Kläranlage) beschlossen. 
   c) Die Sammler und die Regenwasserbehandlungsanlagen werden dem Kanalbereich zugeordnet.  

   d) Die künftigen Flächen, die entsprechenden künftigen Kosten  und die künftig zu erwartenden  

       Zuweisungen werden gebilligt. Der Planungszeitraum wird auf das Jahr 2020 festgelegt.  
   e) Die Preissteigerungsrate wird in Höhe von 2,75% beschlossen.  

   f) Bei vorliegendem Mischsystem wird der Straßenentwässerungskostenanteil entsprechend der kos- 

      tenorientierten Drei-Kanal-Modell-Berechnung der Stadt Tübingen für die Mischwasserkanäle für  
      das Gesamtgebiet auf 22,53 % festgesetzt. Bei den Sammlern und Regenwasserbehandlungsan- 

      lagen wird anhand der leitungsorientierten Berechnung der Stadt ein Straßenentwässerungsanteil  

      in Höhe von 14,57 % in Abzug gebracht. Für die Kläranlage werden pauschal 5% abgesetzt. Bei  
      den Regenwasserleitungen werden 50% Straßenentwässerungskostenanteil abgezogen. Für die  

      Schmutzwasserkanäle und die Grundstücksanschlussleitungen im öffentlichen Bereich ist kein Ab- 
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      zug für die Straßenoberflächenwasserbeseitigung vorzunehmen.  
   g) Der Anteil für das „öffentliche Interesse“ wird auf 5% festgesetzt.  

   h) Ein Gebührenfinanzierungsanteil wird in Höhe von 5% beschlossen.  

   i)  Als Verteilungsmaßstab wird die Nutzungsfläche beschlossen und folgende Beiträge festgesetzt:  
   Entwässerungsbeitrag                                                                                        4,74 €/m2 
   (öffentlicher Abwasserkanal, Sammler und Regenwasserbehandlungsanlagen) 

 
   Klärbeitrag                                                                                                         2,95 €/m2 

   (mechanischer und biologischer Teil der Kläranlage) 

 
   j) Die Abwassersatzung ist anzupassen. 

 

 2. Die Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersat- 
     zung) – Ziffer IV. Abwasserbeitrag – wird beschlossen (siehe Anlage 3). 

 

 
Ziel:  
Die Globalberechnung dient der Ermittlung der Beitragsobergrenze für den Abwasserbeseitigungsbei-

trag. Mit der Satzungsänderung soll zum einen die Rechtssicherheit für die Abwassersatzung – Ziffer 
IV. Abwasserbeitrag – erreicht werden, zum anderen erfolgt die Anpassung des Ortsrechts an das 

Kommunalabgabengesetz (KAG) für Ba-Wü vom 17. März 2005, geändert durch Gesetz vom 04. Mai 

2009 in Anlehnung an die vom Gemeindetag empfohlene Mustersatzung.  
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Begründung:  
 

1. Anlass / Problemstellung 
Durch die Globalberechnung der Stadt Tübingen, Stand Oktober 2010 wird die Ermittlung 
der Beitragssätze für die Abwasserbeseitigung der Änderung des Kommunalabgabengesetz-

tes vom März 2005, der weiterentwickelten Rechtssprechung auf diesem Gebiet und den 

gemeindlichen Veränderungen im Kosten- und Flächenbereich angepasst. Die Globalberech-
nung dient dazu, bei der satzungsmäßigen Erhebung von Beiträgen die Höhe des Beitragsat-

zes nachzuweisen. Sie soll als Kontrollrechnung den Nachweis liefern, dass das Gleichbe-

handlungsgebot berücksichtigt ist und dem Überfinanzierungsverbot Rechnung getragen 
wird. Die Globalberechnung ist auf das Jahr 2020 hin ausgerichtet.   

2. Sachstand 
Nach ständiger Rechtsprechung muss die Globalberechnung dem Gemeinderat als satzungs-
gebendem Organ komplett vorliegen (siehe hierzu auch Buchstabe A, Abschnitt 1-3). 

Auf dieser Grundlage muss nachvollziehbar sein, ob und in welcher Weise der Satzungsgeber 

die erforderlichen Ermessens- und Prognoseentscheidungen getroffen hat.  
 

Grundgedanke der Globalberechnung ist, dass alle gegenwärtigen und künftigen Benutzer 

der öffentlichen Einrichtung gleichermaßen zu den Kosten der Einrichtung beizutragen ha-
ben. Deshalb sind Berechnungsfaktoren die gesamten und gegenwärtigen und künftigen 

Herstellungskosten einerseits und die Summe der sich nach dem gewählten Maßstab erge-

benden Bemessungseinheiten aller von dieser Einrichtung erschlossenen und künftig noch zu 
erschließenden Grundstücke andererseits. Der höchstzulässige Beitragssatz ergibt sich somit 

aus der Umlegung der beitragsfähigen Gesamtkosten auf die Gesamtheit der Bemessungs-

einheiten.  
 

Entsprechend diesem Grundgedanken besteht die Globalberechnung aus zwei Bereichen:  

Der Flächenseite und der Kostenseite.  
 

A. Flächenseite 
Die Globalberechnung besteht neben dem Erläuterungsbericht und der Kostenberechnung 
aus Plänen zur Begründung und Dokumentation von Flächendarstellungen bzw. zur Flächen-

ermittlung. Die Globalberechnung für die Abwasserbeseitigung Stand Oktober 2010 ist als 

Anlage 1 beigefügt. Die 25 Pläne / Karten (maßstabgetreue Lagepläne) Stand Stept. 2010 
zur Flächenermittlung können vor den Beratungen in den Gremien beim Fachbereich Tiefbau 

/ Erschließungsrecht eingesehen werden. Diese werden auch bei den Beratungen vorliegen. 

 
Die Flächenermittlung besteht einerseits aus dokumentierten Flurkarten, aus denen ersicht-

lich ist, welche Flächen in der Globalberechnung eingestellt wurden und andererseits aus 

den Flächentabellen, in den die Flächen entsprechend der Dokumentation nach den Vertei-
lungsmaßstäben Grundstücksfläche, zulässige Geschossfläche und beitragspflichtige Nut-

zungsfläche aufgenommen wurden.  
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Bei den Flächen wurde entsprechend den Anforderungen der Rechtsprechung differenziert 
zwischen:  

    - unbeplantem Innenbereich BoBPl = Bestand ohne BebauungsPlan 
    - Bereich mit qualifizierten und übergeleiteten Bebauungsplänen BmBPl = Bestand mit  
      BebauungsPlan) 
    - künftigen Flächen (Flächen nach Bebauungsplan, KmBPl = Künftig mit Bebau- 
      ungsPlan,  
      Flächennutzungsplan, KFNP = Künftig FlächenNutzungsPlan  
      und weiteren Reserveflächen). 

 
B. Kostenseite 
Es sind Prognose- und Ermessensentscheidungen zu treffen. Insbesondere müssen nachfol-

gende Punkte beachtet und ausdrücklich beschlossen werden:  
 

2.1. Einheitlicher Beitragssatz 
Gem. § 20 Abs. 1 i.V.m. § 29 KAG steht es im Ermessen der Stadt einheitliche oder getrenn-
te Beitragssätze für verschiedene Ent- bzw. Versorgungssysteme festzulegen.  

In der vorliegenden Globalberechnung wurden, in Anlehnung an die bisherige Satzungsrege-

lung bzw. dem Gemeinderatsbeschluss, einheitliche Beiträge für das gesamte Stadtgebiet 
berechnet. Es wird empfohlen, entsprechend zu beschließen.  

Gemäß § 29 Abs. 1 KAG 2005 sind die Gemeinden ermächtigt, in ihren Beitragssatzungen 

Teilbeitragssätze für verschiedene Teileinrichtungen festzulegen.  
In der vorliegenden Globalberechnung wurden ein Entwässerungsbeitrag für den öffentli-

chen Abwasserkanal und ein weiterer Teilbetrag (Klärbeitrag) für den mechanischen und bio-

logischen Teil der Kläranlage, jeweils für das gesamte Stadtgebiet, berechnet.  
 

2.2. Zuordnung Sammler und Regenbecken 
Nach der Rechtsprechung hat der Gemeinderat ein Ermessen dahingehend, ob er diese Posi-
tion dem Entwässerungs- oder dem Klärbereich zuordnen will. Diese Wahlfreiheit wurde in 

mehreren Entscheidungen des VGH bestätigt. Die Sammler und Regenbehandlungsanlagen 

wurden dem Klärbereich zugeordnet. Es wir empfohlen, entsprechend zu beschließen.   
 

2.3. Künftige Kosten / Künftige Flächen  
Die Kosten der zukünftigen Investitionen wurden auf der Preisbasis des Jahres 2009 ent-
sprechend den vorliegenden Kostenschätzungen ermittelt. Die zukünftig anzusetzenden Kos-

ten wurden mit einer Preissteigerungsrate hochgerechnet (siehe Punkt 2.4.). 

Bei Flächen, die bisher nur im Flächennutzungsplan als zukünftige Flächen vorgesehen sind, 
wurde die Gesamtfläche unter Abzug eines Anteils für öffentliche Flächen, die tatsächlich 

überbaubare Fläche und das Nutzungsmaß aufgrund der bisher vorliegenden planerischen 

Entscheidungen prognostiziert. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Flächenzusammenstel-
lung, insbesondere der Ermittlung der zukünftig an die Abwasserbeseitigung anschließbaren 

Flächen wird festgestellt. Das Kartenmaterial zu dieser Flächenermittlung und die Flächenta-

bellen werden zum Bestandteil der Globalberechnung erklärt.  
 

2.4. Preissteigerungsrate 
Die künftigen Herstellungskosten wurde unter Zugrundelegung einer durchschnittlichen jähr-
lichen Preissteigerungsrate ermittelt. In der Abwasserbeseitigung wurden 2,75% in Ansatz 

gebracht. Die Höhe ergibt sich aus dem Durchschnitt der jährlichen Preissteigerungsraten 

seit 1970 (vgl. Kapitel 12, Seite 10/11 der Erläuterungstexte der Globalberechnung). Ausge-
hend vom Basisjahr der Erhebung wurden die künftigen Kosten und Zuschüsse auf das ent-

sprechende Ausführungsjahr hochgerechnet.  
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2.5. Feststellung des öffentlichen Interesses 
Das Vorteilsprinzip  verpflichtet die Stadt, dass ein kommunaler Eigenanteil von mindestens 

5% der beitragsfähigen Aufwendungen abgesetzt wird. In der Globalberechnung wurden, in 
Anlehnung an § 23 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes vom 17. März 2005, pauschal  

5 % des beitragspflichtigen Herstellungsaufwands der Anlagen für ein allgemeines öffentli-

ches Interesse abgesetzt. Auch dieser Anteil muss ausdrücklich beschlossen werden.   
 

 

2.6. Straßenentwässerungsanteil  
Aufgrund des Vorteilsprinzips hat bei der Zusammenstellung der Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten der Teilaufwand außer Betracht zu bleiben, der auf den Anschluss von öffentli-

chen Straßen, Wegen und Plätzen entfällt. Bei vorhandenem Mischsystem kommt dem Sat-
zungsgeber nach der Rechtsprechung ein Auswahlermessen dergestalt zu, dass er frei dar-

über befinden kann, ob er diesen Straßenentwässerungsanteil nach dem sogenannten Zwei-

kanal- oder Dreikanalmodell ermittelt.  
 

Für die Stadt Tübingen, die überwiegend im Mischsystem entwässert, wurde für diese 

Mischwasserkanalisation nach der Dreikanal-Modellberechnung ein Straßenentwässerungs-
kostenanteil von 22,53 % eingestellt, Dieser Prozentsatz richtet sich nach der kostenorien-

tierten Berechnung der Stadt Tübingen aus 2008. Für die Sammler und Regenüberlaufbe-

cken wurde anhand der leistungsorientierten Berechnung aus 2008 der Straßenentwässe-
rungsanteil in Höhe von 14,57% abgezogen.  

 

Für die Kläranlage wurde ein Straßenentwässerungsanteil von 5% abgezogen. Nach der 
Rechtsprechung des VGH gilt dieser Anteil als gesicherter Erfahrungswert, der ohne Ermitt-

lung im Einzelnen in die Globalberechnung eingestellt werden kann. Beim vorhandenen 

Trennsystem im Stadtgebiet erscheint bei den Regenwasserkanälen nach Ansicht des Bun-
desverwaltungsgerichtes die Aufteilung des Aufwands der Grundstücks- und der Straßen-

entwässerung im Verhältnis 50% zu 50% als angemessen. Es ergibt sich somit für die Re-

genwasserkanäle ein abzusetzender Straßenentwässerungskostenanteil von 50%. Bei reinen 
Schmutzwasserkanälen ist kein Anteil für die Oberflächenentwässerung der Straßen abzuset-

zen. Die Grundstücksanschlussleitungen im öffentlichen Bereich sind nicht Bestandteil der öf-

fentlichen Abwasseranlagen.  
 

2.7. Gebührenfinanzierungsanteil  
Bei der Globalberechnung muss aufgrund der Änderung des Kommunalabgabengesetzes 
zwingend ein Gebührenfinanzierungsanteil abgesetzt werden (KAG BW 2005). Eine Beitrags-

erhebung zur vollständigen Deckung der Herstellungskosten nach AG 1964 ist nicht mehr zu-

lässig. Die Höhe des geforderten Gebührenfinanzierungsanteils wurde im KAG vom 17. März 
2005 offen gelassen. Um eine angemessene Reduzierung der Beitragsfinanzierung zu errei-

chen sollte dieser Anteil mindestens 5% der beitragsfähigen Kosten betragen. In der Global-

berechnung der Stadt Tübingen wurden 5% der beitragsfähigen Kosten zur Gebührenfinan-
zierung abgesetzt.  

 

 
 

 

 
 

 



-  6  - 

vorl144.doc 

2.8. Beitragsmaßstab – Höhe des Beitragsatzes 
Im Teil B der Globalberechnung (Seite 13 und 14) wurden die Beitragsobergrenzen für die 

Grundstücksfläche, die Geschossfläche, die Nutzungsfläche und für die Grundstücksfläche- 

und Geschossfläche berechnet.  Eine Vergleichsberechnung über die Beitragsbelastung nach 
verschiedenen Verteilungsmaßstäben ist als Anlage 2 beigefügt. Der Nutzungsflächenmaß-

stab führt bei Grundstücken mit geringer Geschosszahl zu einer gewissen Mehrbelastung, bei 

Grundstücken mit höherer Geschosszahl zu einer geringeren Belastung gegenüber dem Ge-
schossflächenmaßstab. Dies ist jedoch auch verursachergerecht , da der Aufbau eines Ab-

wassernetzes in Gebieten mit geringerer Geschosszahl zu einem ähnlich hohen Aufwand 

führt wie in Gebieten mit höherer Geschosszahl.  
 

Der von der Rechsprechung anerkannte Beitragsmaßstab der Nutzungsfläche wird beschlos-

sen. Die Beitragsobergrenze beträgt laut den vorliegenden Globalberechnungen unter 
Zugrundelegung des Maßstabs der Nutzungsfläche für den  

Entwässerungsbereich                                                         4,74 €/m2 

Klärbereich                                                                         2,95 €/m2 
 

Die Höhe des Beitragsatzes ist ausdrücklich zu beschließen.  

 
Resultierend aus der Globalberechnung ist der Abwasserbeitragssatz zu ändern. Die Umstel-

lung des gültigen Beitragsmaßstabes „Summe der Grundstücksfläche und Geschossfläche“ 

soll auf den Beitragsmaßstab „Nutzungsfläche“ umgestellt werden. Dieser Verteilungsmaß-
stab findet bereits in der Erschließungsbeitragssatzung Anwendung. Die Abwassersatzung 

wird insgesamt auf den vom Gemeindetag in seiner Mustersatzung empfohlenen Nutzungs-

flächenmaßstab geändert. 

3. Vorschlag der Verwaltung 
Die Verwaltung schlägt vor, dem Beschlussantrag zu folgen.  

4. Lösungsvarianten 
Es ist möglich, den ebenfalls vom Gemeindetag empfohlenen Beitragsmaßstab des „Ge-

schossfläche“ zu wählen. Die Verwaltung nimmt hievon Abstand (siehe hierzu Begründung 

2.8 und beiliegende Anlage 2).  

5. Finanzielle Auswirkungen 
Die angenommenen Werte der Kostenseite sind im Investitionsprogramm des Wirtschafts-

planes der KST enthalten. Auf der Einnahmenseite sind die kalkulierten Einnahmen unter-
stellt. 

6. Anlagen 
Anlage 1: Globalberechnung Abwasserbeseitigung – Stand Oktober 2010 
Anlage 2: Globalberechnung – Vergleich der Auswirkungen der unterschiedlichen Vertei- 

              lungsmaßstäbe 

Anlage 3: Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentlichen Abwasserbeseitigung  
              (Abwassersatzung) - Ziffer IV. Abwasserbeitrag - 
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Anlage 2 zu Vorlage  144 
Globalberechnung - Vergleich der Auswirkungen der unterschiedlichen Verteilungsmaßstäbe - 

  
                      
           
 

Beitrags-
satz pro 

m²           
Art der baulichen 
Nutzung  WA WA WA WB MK GE GE GE GE GE 
Grundstücksfläche  500 500 500 500 500 5000 5000 5000 5000 5000 
GFZ  0,5 0,8 1,2 1,6 3,0 0,8 1,6 2,4 2,4 2,4 
Geschossfläche  250 400 600 800 1500 4000 8000 12000 12000 12000 
Vollgeschosse  1 2 3 4 6 1 2 3 4 6 
Nutzungsfaktor  1,00 1,25 1,50 1,75 2,00 1,00 1,25 1,50 1,75 2,00 
Nutzungsfläche   500 625 750 875 1000 5000 6250 7500 8750 10000 

  

          Beitrags-                 
maßstab Grund-
stücks-  fläche + 
Geschossfläche  bisher           
Abwasser + Klär-
werk 2,94 € 2.205,00 € 2.646,00 € 3.234,00 € 3.822,00 € 5.880,00 € 

26.460,00 
€ 38.220,00 € 49.980,00 € 49.980,00 € 49.980,00 € 

Beitrag pro m² 
Grundstücksfläche   4,41 € 5,29 € 6,47 € 7,64 € 11,76 € 5,29 € 7,64 € 10,00 € 10,00 € 10,00 € 

          
Beitrags-                 
maßstab Ge-
schossfläche neu           

Abwasser   6,85 € 
+ Klärwerk 4,26 € 11,11 € 2.777,50 € 4.444,00 € 6.666,00 € 8.888,00 € 

16.665,00 
€ 

44.440,00 
€ 88.880,00 € 

133.320,00 
€ 

133.320,00 
€ 

133.320,00 
€ 

Beitrag pro m² 
Grundstücksfläche   5,56 € 8,89 € 13,33 € 17,78 € 33,33 € 8,89 € 17,78 € 26,66 € 26,66 € 26,66 € 
Beitrags-                 
maßstab Nut- neu           
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zungsfläche           
Abwasser   4,74 € 
+ Klärwerk 2,95 € 7,69 € 3.845,00 € 4.806,25 € 5.767,50 € 6.728,75 € 7.690,00 € 

38.450,00 
€ 48.062,50 € 57.675,00 € 67.287,50 € 76.900,00 € 

Beitrag pro m² 
Grundstücksfläche   7,69 € 9,61 € 11,54 € 13,46 € 15,38 € 7,69 € 9,61 € 11,54 € 13,46 € 15,38 € 

  
Aufgestellt  
Tübingen, den 21.01.2011 / FB Tiefbau / Erschließungsrecht / Kech 
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                                                                                                                Anlage 3 zu Vorlage 144 
 

Universitätsstadt Tübingen 

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung) 

 
vom……. 

 

Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG) in der Fassung vom 

20. Januar 2005 (GBl. S. 219, ber. S. 404), zuletzt geändert durch Art. 1 Änderungsgesetz vom 

29.07.2010 (GBl. S. 565), und der §§ 4, 11 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

(GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Art. 6 

Notariats- und Grundbuchwesen-Reformgesetz vom 29.07.2010 (GBl. S. 555), in Verbindung mit den 

§§ 2, 8 Abs. 2, 13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der 

Fassung vom 17. März 2005 (GBl. S. 206), zuletzt geändert durch Art. 10 Gesetz zur Reform des 

Gemeindehaushaltsrechts vom 04.05.2009 (GBl. S. 185) hat der Gemeinderat am ……. folgende 

Satzung beschlossen: 

 

Artikel 1 
 

Die Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) vom 20. Mai 1985 in der 

Fassung vom 21. März 2011 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

 
Im Abschnitt "IV. Abwasserbeitrag" werden die §§ 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27 und 28 geändert und 

erhalten folgende Fassung: 

 

"§ 20  

Erhebungsgrundsatz 
Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den 

Ausbau der öffentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag wird in 

Teilbeträgen (§ 26) erhoben. 

 

§ 21  

Gegenstand der Beitragspflicht 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 

festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene 

Grundstücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unterliegen der 

Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 

baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen. 

 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so 

unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 

sind. 

 

§ 22  

Beitragsschuldner 
(1) Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 

Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist. 

 

(2) Ist ein Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 

Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- 
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und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 

Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 

(3) Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum mehrerer 

Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandgemeinschaft beitragspflichtig. 

 

§ 23 a 

Beitragsmaßstab 
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der 

Grundstücksfläche (§ 23 b) mit einem Nutzungsfaktor (§ 24); das Ergebnis wird auf eine volle Zahl 

gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 

Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 

§ 23 b  

Grundstücksflächen 
(1) Als Grundstücksfläche gilt: 

 

1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen 

Nutzung zugrunde zu legen ist; 

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht oder sie 

die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 

40 Meter von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche 

oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich 

angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung, 

zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die 

wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 

Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch gärtnerisch angelegte Grünflächen oder 

gärtnerisch genutzte Flächen. 

 

(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 S. 2 KAG bleiben unberührt. 

 

§ 24 

Nutzungsfaktor 
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche (§ 23 b) mit einem Nutzungsfaktor 

vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 

 1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00 

 2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25 

 3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50 

 4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75 

 5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00 

 

(2) Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nutzung ohne Bebauung 

zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnet Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor 

von 0,5 zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren 

Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil 

mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Friedhöfe, Sportplätze, 

Freibäder, Kleingartenanlagen). Die §§ 24 a bis 24 d finden keine Anwendung. 
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§ 24 a  

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die 
Geschosszahl festsetzt 
Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist 

im Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen. Als Geschosse 

gelten Vollgeschosse i.S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung 

über den Bebauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen 

mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 

 

§ 24 b 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine 
Baumassenzahl festsetzt 
(1) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als 

Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch [3,5]; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 

wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, 

die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende Zahl abgerundet werden. 

 

(2) Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zulässige Baumasse 

genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die 

Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch [3,5]; das Ergebnis wird auf eine 

volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet und 

Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende Zahl abgerundet werden. 

 

§ 24 c 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt 
 
(1) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 

Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 

maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 

Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 

 

1. [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 

allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendehausgebiete und besondere 

Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2. [4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), 

Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 

 

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 

0,5 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 

vorausgehende Zahl abgerundet werden. 

 

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 

Vollgeschosse oder einen Baumassenzahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 

maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) 

fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt 

durch 
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1. [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), 

allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendehausgebiete und besondere 

Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und 

2. [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), 

Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) 

 

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 

0,5 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 

vorausgehende Zahl abgerundet werden. 

 

(3) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen 

genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 

 

(4) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl die 

zulässige Firsthöhe als auch die Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe gemäß 

Abs. 2 und 3 in eine Geschosszahl umzurechnen. 

 

§ 24 d 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzung im 
Sinne der §§ 24 a bis 24 c bestehen 
 

(1) Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, für die der 

Bebauungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 24 a bis 24 c enthält, ist maßgebend: 

 

1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der näheren 

Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 

(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maßgebend: 

 

1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

2. bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der genehmigten 

Geschosse. 

 

(3) Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 27) 

geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 

Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 

 

(4) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i.S. der LBO, gilt als Geschosszahl die 

Baumasse des Bauwerks geteilt durch die überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch 

[3,5], mindestens jedoch die nach Abs. 1 maßgebende Geschosszahl; das Ergebnis wird auf eine 

volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 

und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet 

werden. 

 

§ 25  

Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
 

(1) Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstanden ist 

oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträge erhoben, 
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1. soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere Zahl 

der Vollgeschosse überschritten oder eine größere Zahl von Vollgeschossen allgemein zugelassen 

wird; 

2. soweit in den Fällen des § 24 d Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen 

wird; 

3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher 

nicht entstanden ist; 

4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 

entstanden ist, neu gebildet werden. 

 

(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen gem. § 23 b Abs. 1 Nr. 2 dieser 

Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere 

Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung entfallen. 

 

§ 26 

Beitragssatz 
 

Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus: 

Teilbeiträge  

1. für den öffentlichen Abwasserkanal    4,74 Euro / je m² Nutzungsfläche (§ 23 a) 

2. für den mechanischen und biologischen 

Teil des Klärwerks 

   2,95 Euro / je m² Nutzungsfläche (§ 23 a) 

 

§ 27 

Entstehung der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht: 

 

1. In den Fällen des § 21 Abs.1, sobald das Grundstück an den öffentlichen Kanal angeschlossen 

werden kann. 

2. In den Fällen des § 21 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

3. In den Fällen des § 26 Nr. 2, sobald die Teile des Abwasseranlage für das Grundstück genutzt 

werden können. 

4. In den Fällen des § 25 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-

Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2  

und 3 BauGB. 

5. In den Fällen des § 25 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 

eingetragen ist. 

6. In den Fällen des § 25 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete Grundstück im Grundbuch 

eingetragen ist. 

7. In den Fällen des § 25 Abs. 2, mit dem Wegfall der Voraussetzung für eine Teilflächenabgrenzung 

nach § 23 b Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit dem 

Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB, in den 

übrigen Fällen, insbesondere der Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen 

Anschlusses von abgegrenzten Teilflächen jedoch frühestens mit der Anzeige einer 

Nutzungsänderung gem. § 23 c. 

 

(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 1.4.1964 an die öffentliche Abwasseranlagen hätten 

angeschlossen werden können, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die 

Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens mit dessen Genehmigung. 
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(3) Für mittelbare Anschlüsse gilt § 14 Abs. 2 entsprechend. 

 

§ 28 a 

Vorauszahlungen, Fälligkeit 
 
(1) Die Stadt kann Vorauszahlungen auf die Teilbeiträge nach § 26 in Höhe von 80 v.H. der  

voraussichtlichen Beitragsschuld erheben, sobald mit der Herstellung des Teils der öffentlichen 

Abwasseranlagen begonnen wird. 

 

(2) Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) und die Vorauszahlungen werden jeweils einen Monat nach 

Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig. 

 

§ 28 b 

Ablösung  
 

(1) Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner 

die Ablösung des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren. 

 

(2) Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraussichtlichen entstehenden 

Beitragsschuld (Teilbeitragsschuld); die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung. 

 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.  

 

§ 28 c 

Anzeigepflicht 
 
Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, wenn die 

Voraussetzungen für Teilflächenabgrenzungen gem. § 23 b Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 

Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als 

Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen oder auf 

ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden." 

 

 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

Tübingen, den 

 

 

Boris Palmer 

Oberbürgermeister 

 




